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I. Einleitung 

1. Fragestellung und Gang der Abhandlung 

Das bundesdeutsche Recht unterscheidet im Mietpreisrecht zwischen preis-
gebundenen und preisfreien Wohnungen.) Preisgebunden sind diejenigen Woh-
nungen, bei deren Vermietung die Parteien die Miete nicht frei vereinbaren 
können, sondern ihnen eine bestimmte Miete vorgeschrieben wird. Dies ist re-
gelmäßig die Kostenmiete.2 Der Vermieter ist darüber hinaus auch in der Aus-
wahl der Mieter gebunden. 

Der Begriff "preisfrei" bedeutet demgegenüber die Freiheit von Vemieter 
und Mieter, einen Preis fUr die Wohnungsüberlassung, also eine Miete frei aus-
zuhandeln. Diese Freiheit besteht allerdings nicht unbeschränkt. Auch fUr preis-
freie Wohnungen gelten eine Reihe preisrechtlicher Begrenzungen, die sowohl 
im Zivil- als auch im Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht angesiedelt sind. 

Das Strafrecht bedroht unter bestimmten zusätzlichen Voraussetzungen den 
Vermieter mit Strafe, wenn er sich unverhältnismäßig hohe - in diesem Sinne 
wucherische - Mieten versprechen oder gewähren läßt (§ 291 StGB). Der 
Vermieter, der unterhalb dieser Grenze unangemessene Mieten fordert, sich 
versprechen läßt oder annimmt, handelt unter den Voraussetzungen des § 5 
WiStG ordnungswidrig. Beides fUhrt zivilrechtlich über ·die Vorschrift des 
§ 134 BGB zur teilweisen Nichtigkeit des Mietvertrags, konkret: zur Nichtig-
keit der Preisabrede, soweit das zulässige Maß überschritten wird.3 Der Ver-
mieter schuldet nach § 812 I S.1 1. Alt BGB Rückzahlung der zuviel entrichte-
ten Miete. 

Die wirtschaftlich bedeutsamste Regelung findet sich im Zivilrecht selbst, in 
§ 2 MHG. Diese Vorschrift zieht in Verbindung mit dem Verbot der Ände-
rungskündigung (§ 1 MHG) dem Vermieter eine preisrechtliche Grenze fur die 
nachträgliche einseitige Erhöhung der Miete - einseitig in dem Sinne, daß er 
auf die Zustimmung des Mieters einen Rechtsanspruch hat. 

1 Barthelmess, vor § 1 MHG Rdn 19. 

2 ZB. § 8 1 WoBindG, § 87 a 1, I11 WoBauG 11, § 88b I, 11 WoBauG 11; vgl. näher 
Mückenberger/Hanke, Rdn 100 ff. 

J Heute ganz h.M., vgl. BGH RE v. 11.1.1984. WM 1984,68; OLG Hamburg RE 
v.15.11.1982. WM 1983,20; OLG Karlsruhe RE v. 2.2.1982. WM 1982, 128; OLG 
Stuttgart RE v. 7.7.1981, WM 1981.225. 
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Alle diese preisbeschränkenden Regelungen für den "preisfreien" Wohn-
raum knüpfen entweder ausdrücklich oder kraft Auslegung (dies gilt für § 291 
StGB4) an eine aufzufindende Vergleichsmiete an, die kurzgefaßt meist als die 
"ortsübliche Miete" bezeichnet wird.5 Derzeit formuliert der Gesetzgeber die 
ortsübliche Miete als "diejenigen Entgelte, die in der Gemeinde oder in ver-
gleichbaren Gemeinden für nicht preisgebundenen Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den letzten vier Jahren 
vereinbart oder, von Erhöhungen nach § 4 MHG abgesehen6 geändert worden 
sind" (§ 2 MHG). 

Diese Arbeit untersucht den - auch hier regelmäßig kurz als "ortsübliche 
Miete" bezeichneten - gesetzlichen Vergleichsmietenbegriff. Der Schwerpunkt 
der Untersuchung gilt der Fragestellung, ob es sich um eine dem Beweis zu-
gängliche Tatfrage handelt, welche Miete für eine Wohnung ortsüblich "ist", 
oder aber ob durch eine rechtliche Bewertung festzulegen ist, welche Miete 
ortsüblich "sein soll". Die Arbeit versucht, die Grenze zwischen Tatfrage und 
Rechtsfrage beim gesetzlich verlangten Auffinden der ortsüblichen Miete zu 
ziehen. 

Mit Blick auf diese Fragestellung wird zunächst die Entwicklung der miet-
preisrechtlichen Gesetzgebung dargestellt, soweit der Gesetzgeber ebenfalls ei-
ne ähnlich definierte Vergleichsmiete als Grenze wählte. 

Anschließend sollen für das geltende Recht die Aussagen in Rechtsprechung 
und Schrifttum zur Rechtsnatur des Vergleichsmietenbegriffs wiedergegeben 
werden. Für die Rechtsprechung ist zugleich zu untersuchen, ob und inwieweit 
auch ohne ausdrückliche Aussagen (oder sogar im Widerspruch dazu) die pro-
zessuale Handhabung im Einzelfall Schlüsse über die Vorstellungen der Ge-
richte zum Vergleichsmietenbegriff zuläßt. 

Der letzte Teil der Arbeit schließlich enthält eine eigene Stellungnahme, die 
anschließend auf ihre Konsequenzen im Prozeß überprüft wird. Dazu gehören 
insbesondere Aussagen zu der Funktion von Mietspiegeln und Sachverständi-
gengutachten beim Auffinden der ortsüblichen Miete. 

4 Vgl. z.B. BGHSt 30,280,281= MDR 1982,336; OLG Köln ZMR 1975,366= 
WM1976, 191= NJW 1976,119 noch zu § 302f StGB a.F.; LG Mannheim WM 
1977,77; LG Darmstadt NJW 1972,1244, 1245 noch zu § 302e StGB a.F. (vor dem 
10.1.1971); Schmidt-Futterer, JR 1974,274, 277; LK-Schäfer/Wolff § 302 a StGB 
Rdn 29; zweifelnd nur SKiSamson § 302a StGB Rdn 24. 

5 Vgl. MKlVoelskow, § 2 MHG Rdn 2,3; Staudinger/Emmerich, Art 3 WKSchG II 
§ 2 MHRG Rdn 11 und 35; Emmerich/Sonnenschein Art 3 WKSchG § 2 MHRG Rdn 8. 

6 Das ist die Erhöhung der Betriebskosten - so auch die ansonsten wortgleiche De-
finition der ortsüblichen Miete in § 5 WiStG. 
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Um die Grenzziehung zwischen Tat- und Rechtsfrage anhand einer konkre-
ten rechtlichen Regelung zu ziehen, bedarf es vorab einiger allgemeiner Aussa-
gen zur Abgrenzung zwischen Tat- und Rechtsfrage. 

Ausgangspunkt der Unterscheidung ist die Erkenntnis, daß es auf der einen 
Seite Rechtssätze gibt, Regeln, die beanspruchen, daß diejenigen, an die sie 
sich richten, sich ihnen gemäß verhalten.7 Auf der anderen Seite existieren 
(unendlich viele) Sachverhalte. Um festzustellen, ob ein Rechtssatz Anwen-
dung zu finden hat, ist er mit einem konkreten - ggf. erst festzustellenden -
Sachverhalt in Beziehung zu setzen. 

Im einfachsten Fall ließe sich dies (nach der Methodenlehre von Larenz) so 
darstellen: wenn 

I. der Rechtssatz an einen bestimmten Tatbestand Teine Rechtsfolge R an-
knüpft und wenn 

2. der konkrete Sachverhalt S den Tatbestand T erfüllt (ein Unterfall von T 
ist), dann gilt für den konkreten Sachverhalt S die Rechtsfolge R. Verkürzt läßt 
sich das so umschreiben: 

T -7 R (für jeden Fall von T gilt R), Inhalt des Satzes 

S = T (S ist ein Fall von T) 

S -7 R (für S gilt R).8 

Zur Tatfrage gehört danach alles, was tatsächlich geschehen ist, also die 
Feststellung von S. Die Einordnung in die Kriterien der Rechtsordnung, also 
die nähere Konkretisierung, was der rechtliche Tatbestand in einem Rechtssatz 
besagt, welche Fälle er umfaßt und ob er danach den eben hier betroffenen 
Sachverhalt S umfaßt, ist Rechtsfrage. 

Die Problematik dieses Schemas liegt in dem mittleren Satz (S ist ein Fall 
von T, bzw. T=S). Dieser Satz beschreibt vereinfacht den als Subsumtion9 be-
zeichneten Vorgang. IO Präziser ausgedrückt werden aber nicht Tatbestand und 
(außersprachlkher) Sachverhalt sondern ein sprachlich gefaßter Tatbestand und 
eine ebenfalls s!Jrachlich gefaßte Sachverhalts beschreibung auf ihre Deckung 
überprüft. Es werden sprachlich vermittelte Begriffe - Aussagen über Rechts-

7 Larenz, Methodenlehre, S. 250. 
8 Larenz, Methodenlehre, S. 271; Larenz-Canaris, S. 92. 
9 Larenz, Methodenlehre, S. 273; Larenz-Canaris, S. 94. 
10 Rüssmann, Zur Abgrenzung von Rechts- und Tatfrage. S. 251. 


	Inhaltsverzeichnis
	I. Einleitung
	1. Fragestellung und Gang der Abhandlung
	2. Allgemeine Abgrenzung zwischen Tatfrage und Rechtsfrage


